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■  » 19^3 verstorbenen Bäckermeister Andreas R i M ? zu 2
als Alleinerbe der Khefrau Elsbeth geb» R^^, die
dieser Erbengemeinschaft angehört hat3
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hat der VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 3o° Oktober 1963 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br<> Haidinger und der Bundesrichter Dr» Gelhaar9 
Artl, Dr» Mezger und Dr0 Messner
für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des lo Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts Braunschweig vom 16» Januar 
1962 wird auf Kosten der Beklagten zurückgewiesenn

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Beklagten pachteten im Jahre 1939 von dem 19*4-3 verstor­
benen Bäckermeister den Bäckereibetrieb nebst der dazuge­
hörigen Wohnung im Hause H a U H H i  Straße in 
Der Pachtpreis wurde damals auf 3 2oo Goldmark pro Jahr ( = 
1oA-2 amerikanische Dollar) festgesetzt„

An die Stelle des ursprünglichen Verpächters traten nach 
dem Tode die Kläger zu 1, 3 und h zusammen mit der verstorbe­
nen Ehefrau des Klägers zu 2 als die Erben des Verpächters 
in ungeteilter Erbengemeinschafto Die Erben schlossen am 
lo Oktober 19*f9 mit dem Beklagten einen "Zusatzvertrag” zum 
Pachtvertrag (siehe Beiakten 17 0 119/5*+ EG Braunschweig 
Blatt '*+ bis 6)o § 19 dieses Vertrages enthält folgende Be­
stimmung:

"Der bisherige Pachtpreis entspricht nicht mehr den 
zeitigen Verhältnisseno Dieser wird deshalb ab 
loloA9 von 3oo DM auf 35o DM erhöhte Für die ferne­
re Zeit bleibt der Pachtpreis beweglich^ er wird den 
jeweiligen Verhältnissen und Umstellungen angepaßt0

Im September 1951 vereinbarten die Parteien eine Erhöhung 
des Pachtpreises auf monatlich kjo DMo Am 2 o April 195*4- kün­
digten die Kläger n  den Pachtvertrag fristloso Am selben Tage 
forderten sie die Beklagte unter Bezugnahme auf § 19 des Zu­
satzvertrages auf3 den Pachtzins von *+5o DM auf monatlich 
8oo DM zu erhöhen» Am 29° August 1955 beanspruchten sie un­
ter Bezugnahme auf § 2*+ Abs« 2 lo EMG unter Hinweis auf ein 
Vergleichsobjekt einen Pachtpreis von monatlich 66o DM» Die 
Beklagten weigerten jegliche Pachterhöhung» Sie verließen 
das Pachtobjekt am 3o» September 1956, nachdem sie auf Grund 
der fristlosen Kündigung vom 2 » April 195*+ zur Räumung ver­
urteilt worden waren.»
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Mit der Behauptung, daß der ortsübliche Pachtzins 8co Dil 
monatlich betrage, forderten die Kläger die noch ihrer An­
sicht bis zum Räumungstage aufgelaufene Pachtzinsdifferenz 
zwischen den gezahlten ^5° DM und den angeblich ortsübli­
chen 800 DM, und zwar für die Zeit vom h  April 195*+ bis 
zum Räumungstage, dem 3°» September 1956, in Höhe von insge­
samt io >00 EM nebst Zinsen»

Das Landgericht wies die Klage durch Teilurteil ab, sowei 
die Kläger mehr als 2 52o DM verlangen» Die Kläger legten Be 
rufung ein» Am 22« Dezember 1956 und am 27» Januar i960 tra­
ten die Klager zu 1), 3) und b) die Klageansprüche an den 
Kläger zu 2) ab, der überdies die Ansprüche seiner Ehefrau 
als deren Alleinerbe erworben hato Sie stellten den Antrag,

die Beklagten unter Aufhebung des angefochtenen Ur- 
teilsals Gesamtschuldner zu verurteilen, an den Klä­
ger zu 2) 7 98o DM nebst 11 % Zinsen seit dem 1, Februar 
1957 zu zahlen, 
hilfsweise,
diesen Betrag nebst Zinsen an die Kläger zu zahlen»

Das Oberlandesgericht verurteilte die Beklagten als Ge­
samtschuldner an den Kläger zu 2) 891 DM nebst b % Zinsen 
seit dem 1» Februar 1957 zu zahlen» In Höhe von 7 089 DM 
nebst Zinsen und wegen der weitergehenden Zinsforderung 
auf die zugesprochenen 891 DM wies es die Klage ab» Im üb­
rigen verwies es die Sache zur Entscheidung über den Rest­
anspruch von 2 52o DM und über die Kosten des ersten Rechts- 
zuges an das Landgericht zurück«

Mit der Revision, deren Zurückweisung die Beklagten 
begehren, verfolgen die Kläger ihre in der Berufungsinstanz 
gestellten Anträge weiter»
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Entscheidung sgründe:

Io In § 19 des Nachtragsvertrages vom Io Oktober 19^9 
zum Pachtverträge vom 1« Juli 1939 sieht das Berufungsge­
richt die Vereinbarung eines beweglichen Pachtzinses in 
dem Sinne, daß der Pachtzins den jeweiligen Verhältnissen 
auf dem Pachtmorkte anzupassen isto So wie es die Erhöhungs- 
klausol auslegt, stand es den Klägern als den Verpächtern zu, 
falls die Voraussetzungen gemäß § 19 gegeben waren, durch 
eine einfache Erklärung gegenüber den Pächtern die Anpas­
sung herbeizufiihren (§§ 316, 315 BGB), die andererseits 
aber für die Beklagten nur in der Höhe verbindlich werden 
konnte, als sie der Billigkeit entsprach* Gegen diese von 
der Revision nicht angegriffene Auslegung bestehen keine 
rechtlichen Bedenken* Sie steht mit dem Wortlaut der Ver- 
tragsbestimmung und der Interessenlage der Parteien im Ein­
klang* Das Berufungsgericht war daher in der Lage, die von 
den Klägern getroffene Bestimmung auf ihre Billigkeit nach­
zuprüfen und gegebenenfalls diese Bestimmung entsprechend 
dem Sinn und Zweck der angeführten Vertragsklausel selbst 
zu treffen*

II* Ohne Rechtsirrtum hat das Berufungsgericht fernernichtangenommen, daß die Wirksamkeit der Klausel/etva gemäß 
§ 3 WährG von einer Genehmigung der Landeszentralbank ab­
hängig war* Da die Pacht beim Eintritt bestimmter Verhält­
nisse nicht automatische Veränderungen erfahren, sondern 
erst neu festgesetzt werden sollte, liegt eine Gleitklau­
sel, die der Genehmigung der Landeszentralbank bedurft hät­
te, nicht vor (vgl* Urteil des erkennenden Senats vom 21* Ok­
tober 1958 - VIII ZR 1/58 - = BB 1958, 122o; vom 2* Juni 1959 
- VIII ZR 2o/59 insoweit in LM MSchG § 3 Nr* 1 und NJW 
1959 } 2ol7 nicht abgedruckt; und vom k-* Juni 1962 - VIII 
ZR 2*+/6l - = LM WährG § 3 Nr* 13; sowie Dirkes in B3 19599 
1121; Roquette, NJW 19595 1612, l6l6 )* Die Revision hat in­
soweit auch keine Angriffe erhoben*
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III. Soweit die Erhöhungsklausel ursprünglich gegen die 
PreisstoppsStimmungen verstoßen haben mag, ist dieser Man­
gel seit Erlaß des Geschäftsraumnietengesetzes vom 1« Dezem­
ber 1951 geheilte Allerdings können die Kläger gemäß § 29 
GRMG für die Zeit bis zum 31« März 1956 eine Anpassung nur 
insoweit verlangen«, als der geforderte Pachtzins die orts­
übliche Pacht3 die sich für Geschäftsräume gleicher Art und 
Lage nach Wegfall der Preisbindungen bildet, nicht übersteigt 
(§§ 9 Abs» 2 9 22 GRMG) 0 Daß nach dem 31° März 1956 dann auch 
die Beschränkung des § 9 GRMG weggefallen ist, hat das Beru­
fungsgericht mit Recht als unerheblich angesehen, weil die 
Kläger auf Grund der Vertragsklausel auf keinen Fall mehr 
als die ortsübliche Pacht verlangen könneno

Beizutreten ist dem Berufungsgericht auch in seiner An­
sicht, der Umstand, daß die Kläger das Pachtverhältnis in 
demselben Zeitpunkt, in dem sie Pachterhöhung verlangten, 
gekündigt haben, mache ihre Erhöhungsforderung nicht unbe­
rechtigt» Das Berufungsgericht stützt seinen Standpunkt, daß 
die Kläger auch noch nach der Auflösung des Pachtverhältnis­
ses für die Zeit, in der die Beklagten die Pachträume ohne 
Berechtigung genutzt haben, die Anpassung des Pachtzinses 
an die veränderten Verhältnisse verlangen können, zutref­
fend auf den Grundgedanken, der den §§ 55*75 597 BGB inne­
wohnt, daß nämlich der Vermieter (Verpächter) bei Vorent- 
haltung der Miet(Pacht)Sache nicht schlechter gestellt sein 
soll, als wenn das Miet(Pacht)Verhältnis noch andauern 'wür­
de (vgl» auch KG HRR 1932 Nr» lo7 ) 0 Bei dieser Sachlage kann 
es dahingestellt bleiben, ob man unter Anwendung der §§ 2923 
987 ff BGB zu demselben Ergebnis gelangt, worauf in der 
Rechtsprechung und dem Schrifttum verschiedentlich hinge­
wiesen worden ist (OLG Kiel NJW 1961, 3 1 9; Both, ZMR 1956, 
153> Schopp, ZMR 1955} 6 8; vgl«, auch BGH Urt» vom 3» März 
195*+ - VI ZR 256/52 - = ZMR 195k, 236)o

Ä
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IVo Das Berufungsgericht gelangt zu dem Ergebnis, daß die 
Kläger vom 1» April 1951* ab Pachtzins im Verhältnis dc-r orts­
üblichen Steigerung zur letzten Pachtzinsvereinbarung fordern 
können. Diese Auslegung ist rechtlich einwandfrei und daher 
für das Revisionsgericht bindend* Es kommt deshalb entgegen 
der Ansicht der Kläger nicht darauf an, ob im Bäckereigewer- 
be eine Umsatzpacht der Ortsüblichkeit entspricht, und wie 
hoch die ortsübliche Umsatzpacht in den fraglichen Zeiträu­
men war»

Bei seiner Entscheidung ist das Berufungsgericht zutref­
fend davon ausgegangen, daß die Kläger mit einem Schreiben 
vom 29o August 1955 ihren Erhöhungsanspruch (allerdings nur 
bis zu 66o DM) auch auf § 2b BMG gestützt hatten und daß 
die Entscheidung darüber, ob sie die Differenz (für die 
Zeit vom X. Oktober 1955 bis 3o* September 1956) von ins­
gesamt 2 ?2o EM fordern können, noch beim Landgericht an­
hängig ist«, Es hat also seine Entscheidung darauf beschränkt, 
ob den Klägern bis zum 3o» September 1955 mehr als monat­
lich b$o DM und für den späteren Zeitraum bis zum Auszugs­
tage über den vom Landgericht ausgeklammerten Betrag von 
2 52o DM hinaus weitere Ansprüche zustehen«,

Auf Grund der von der Handwerkskammer in Braunschweig 
eingeholten Auskünfte stellt es fest, daß vom Tage der 
letzten Pachtpreiserhöhung (1. September 195D bis zum 
3 0o April 195^ eine Pachtpreissteigerung von 9?3 % und 
für die Folgezeit bis zum 3o* September 1955 um weite­
re 356 % eingetreten ist» Es hält es bei dieser Sachlage 
für gerechtfertigt, den Klägern für den genannten Zeit­
raum eine Erhöhung der Pacht um 11 $ züzubilligeno Für 
uen späteren Zeitraum nimmt es eine weitere Pachtzinsstei­
gerung auf dem Bäckereipachtmarkt an (insgesamt statt
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11 %) o Da diese Steigerung hinter dem Betrage zurück-
bleibt, den das Landgericht für seine Entscheidung ausgc- 
klammert hat, hat das Berufungsgericht für die Zeit vom 
lo Oktober 1955 bis 3o° September 1956 die vom Landgericht 
ausgesprochene Klageabweisung (über 2 52o DM hinaus) bestä­
tigt« F‘ir den ersten Zeitraum vom L  .April 195^ bis 3o« Sep­
tember 1955 hat es dagegen dem Kläger zu 2) monatlich ^935o L“M, 
für diese 18 Monate also insgesamt 891 DM zugebilligt» Die Re- 
vision hat in rechnerischer Hinsicht gegen die Erwägungen des 
Berufungsgerichts keine Beanstandungen erhoben« Irgendwelche 
sachlichen Bedenken sind auch nicht zu erkennen«

Vo Die Revision sieht einen Verfahrensverstoß darin, daß 
das Berufungsgericht das ihr von der Handwerkskammer unter­
breitete Zahlenmaterial verwendet hat« Sie verweist auf die 
Ausführungen im Berufungsurteil, daß der Handwerkskammer 
nicht die Stellung eines Gutachters zugebilligt werden soll­
te, weil der beklagte Ehemann Mitglied der Kammer war» Sie 
meint, schon die Beschaffung des Zahlenmaterials sei als Gut­
achtertätigkeit anzusehen, weil die Handwerkskammer darauf 
Bedacht genommen habe, dem Gericht einen "repräsentativen 
Querschnitt" Über die Verhältnisse auf dem allgemeinen Pacht­
markte zu vermitteln» Deshalb, so meint die Revision, hätte 
das Berufungsgericht zumindest durch einen unparteiischen 
Sachverständigen nachprüfen lassen müssen, ob die Auskünfte 
der Handwerkskammer dieses Ziel auch wirklich erreicht ha­
ben» Diese Rüge ist nicht begründet»

Das Berufungsgericht hatte durch Beweisbeschluß angeord­
net, daß eine Auskunft von der Handwerkskammer in Braun­
schweig darüber einzuholen sei, in welchem Maße (nach durch­
schnittlichen Prozentsätzen) die ortsüblichen Pachtpreise 
für Bäckereien in Braunschweig seit 1951 (getrennt nach ein­
zelnen Zeitabschnitten) gestiegen sind» Daraufhin stellte 
die Kammer auf Grund eines Fragebogens bei 62 Bäckereibetrio-
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ben Ermittlungen an, von denen 5° Betriebe die Anfrage brant vor» 
teten» Es stellte die Ergebnisse der Umfrage in einer Übersicht 
zusammen, die außer den /ingaben Liber die Pachtpreise in den 
einzelnen Zeitabschnitten auch eine Beurteilung der sich darin 
spiegelnden Pachtpreissteigerung entniolt» Die Kläger rügten, 
daß die Ke miner eine Anzahl von Betrieben in ihre Übersicht auf- 
Ctnoiiiiiien habe, die nach ihrer, der Kläger, Ansicht nicht als 
Vergleichsobjekte in Frage kämen» Die Kamme:: nahm daraufhin 
auf Anordnung des Gerichts zu den einzelnen Beanstandungen 
Stellung» Das Berufungsgericht ließ alsdann bei der Ermitt­
lung des durchschnittlichen Steigerungssatzes alle Betriebe 
außer Betracht, die von den Klägern beanstandet worden waren, 
soweit ihm diese Beanstandungen nicht von vornherein haltlos 
zu sein schienen» Unabhängig von den in der Übersicht der Handels 
kammer angegebenen Prozentsätzen errechnete es die mittleren Wer­
te selbst»

Bei dieser -Sachlage ist ein Verfahrensverstoß des Berufungs­
gerichts nicht erkennbar»

Ein Verfahrensverstoß könnte allenfalls vorliegen, wenn das 
Berufungsgericht in der klaren Erkenntnis, daß der Handwerks­
kammer ein Gutachten nicht anvertraut werden könne, unter Miß­
brauch seines Ermessens dennoch auf eine gutachtliche Beur­
teilung der Kammer zurückgegriffen hätte, die es für bedenk­
lich hielt» So liegt aber der Fall hier nicht» Denn die Zah- 
lenangaben der Handwerkskammer, die allein (und nicht etwa 
auch die sonstigen Ausführungen der Kammer).; das Berufungsge­
richt verwertet hat, stellen, wie im Berufungsurteil zutref­
fend ausgeführt wird, nichts anderes dar-: als eine amtliche 
Auskunft, die eine Zeugenvernehmung ersetzt»

Unbegründet ist auch die Rüge der Revision, das Berufungs­
gericht habe den § 287 ZPO dadurch verletzt, daß es bei der 
Feststellung des Steigerungssatzes Objekte berücksichtigt
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habe5 die mit der Bäckerei der Beklagten nicht vergleichbar 
seien«. Es kann dahinstehen, ob die Grundsätze der erweiter- 
ten freien Würdigung des § 287 ZPO hier überhaupt zur An­
wendung zu kommen haben0 Denn in Wirklichkeit wendet sich 
die Revision mit ihren Einwendungen nicht gegen die Beweis- 
würdigung des Berufungsgerichts, sondern dagegen, daß die­
ses die Steigerung des Pachtzinses auf dem allgemeinen Bäckerei- 
. paclitmarkte ermittelt und auf dieser Grundlage den für die 
streitige Pacht maßgeblichen Steigerungssats festgestellt 
hato Sie führt nämlich in diesem Zusammenhang aus, das Beru­
fungsgericht hätte ganz bestimmte Vergleichsobjekte heran- 

. ziehen und danach die neue Pacht bestimmen müssen«, Sie kommt 
auch auf die bereits in den Vorinstanzen von den Klägern ver­
tretene Ansicht zurück, daß der neue Pachtpreis nach Maß­
gabe des in der Bäckerei getätigten Umsatzes durch einen 
Sachverständigen hätte festgestellt werden müssen«, Damit 
greift sie aber die Auslegung an, die das Berufungsgericht der 
Erhöhungsklausel des § 19 des Zusatzvertrages gegeben hat«, 
die dahin geht, daß die Kläger nur an der allgemeinen (also 
durchscnittlichen) Steigerung der Pachtpreise teilnebraen 
sollen» Diese Auslegung des Berufungsgerichts ist angesichts 
des Wortlauts des § 199 daß der Pachtpreis den jeweiligen 
Verhältnissen und Umstellungen angepaßt werden soll, recht­
lich möglich» Eine Verletzung von anerkannten Auslegungsre­
geln 9 Erfahrungs- und Denkgesetzen ist dabei nicht erkonnbar»
Die Auslegung ist daher für das Revisionsgericht bindend»
Die Heranziehung von Vergleichsobjekten wird eine Rolle 
spielen, wenn das Landgericht darüber zu befinden, hat, wie 
die Pacht für den zweiten Zeitraum zu bestimmen ist, der 
sich an die Erklärung der Kläger über die Pachterhöhung 
gemäß §§ 18, BMG anschließt»
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VIo Die Revision erweist sich somit als unbegründet „ 
Sie war mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen *

Dr , Raiding er Dr* Gelhaar Artl Dr» Mezger Dr0 Messner
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